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SPRUCH des Monats 
 

Das Vermögen kann auf der Illusion beruhen, doch das Glück beruht allein 

auf der Wahrheit. 

Nicolas Chamfort; 1741 - 1794, französischer Dramatiker, Mitglied der Académie 

Française 

 

 

 
 
Was Sie interessieren kann:  
 

Arbeitsrecht  

Mindestlohn - Vergütung von Be-

reitschaftszeiten 
  

Der Arbeitgeber schuldet den gesetzlichen Mindestlohn für 

jede tatsächlich geleistete Arbeitsstunde und damit für alle 

Stunden, während derer der Arbeitnehmer die geschuldete 

Arbeit erbringt. Vergütungspflichtige Arbeit ist dabei 

nicht nur die Vollarbeit, sondern auch die Bereit-

schaft. Der Arbeitnehmer kann während des Bereitschafts-

dienstes nicht frei über die Nutzung dieses Zeitraums be-

stimmen, sondern muss sich an einem vom Arbeitgeber be-

stimmten Ort (innerhalb oder außerhalb des Betriebs) bereit-

halten, um im Bedarfsfalle die Arbeit aufzunehmen.  

 

Die gesetzliche Vergütungspflicht des Mindestlohngesetzes 

differenziert nicht nach dem Grad der tatsächlichen Inan-

spruchnahme. Leistet der Arbeitnehmer vergütungspflichtige 

Arbeit, gibt das Gesetz einen ungeschmälerten Anspruch auf 

den Mindestlohn. 

 

 

 

 

 

 



Dazu lag dem Bundesarbeitsgericht folgender Sachverhalt zur 

Entscheidung vor: Ein Arbeitnehmer hatte in den betreffen-

den Monaten ein seiner Eingruppierung entsprechendes Ta-

bellenentgelt von ca. 2.400 €/Monat (brutto; 38,5 Std.) erhal-

ten. Während insgesamt 8 Monaten leistete der Arbeitnehmer 

318 Stunden Arbeitsbereitschaft.  

 

Nach dem Tarifvertrag konnte die wöchentliche Arbeitszeit bis 

zu 12 Stunden täglich und auf 48 Stunden wöchentlich ver-

längert werden, wenn in sie regelmäßig eine Arbeitsbereit-

schaft von durchschnittlich mindestens 3 Stunden fällt. Der 

Arbeitgeber machte von dieser Option während der 8 Monate 

Gebrauch, wobei die wöchentliche Höchstarbeitszeit nicht 

überschritten wurde. Es ergaben sich 208 Monatsstunden, für 

die der gesetzliche Mindestlohn in dem entsprechenden Zeit-

raum 1.768 € brutto/Monat beträgt. 

 

Mit dem Tabellenentgelt wurde nicht nur die regelmäßige 

Arbeitszeit von 38,5 Stunden/Woche Vollarbeit, sondern auch 

eine Mischung aus Vollarbeit und Bereitschaftsdienst vergü-

tet. Somit hatte der Arbeitnehmer mehr Vergütung für Vollar-

beit und Bereitschaftsdienst erhalten, als ihm der Arbeitgeber 

nach dem Mindestlohngesetz hätte zahlen müssen. 

 

 

 
Familienrecht 
 

Baukindergeld jetzt beantragen! 
  

Mit einem Zuschuss - dem sog. Baukindergeld - fördert das 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat und die 

Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) den Ersterwerb von 

selbst genutzten Wohnimmobilien - sowohl Neubau als auch 

Bestand - für Familien mit Kindern und Alleinerziehende. 

 

Gefördert wird der erstmalige Neubau oder Erwerb von 

Wohneigentum zur Selbstnutzung in Deutschland für 

Familien und Alleinerziehende mit mindestens einem im 

Haushalt lebenden Kind unter 18 Jahren. Ist bereits selbst 

genutztes oder vermietetes Wohneigentum in Deutschland 

vorhanden, ist eine Förderung ausgeschlossen. 

 

 

 



 

Das Baukindergeld wird bis zu einer Einkommensgrenze von 

75.000 € zu versteuerndem Haushaltseinkommen pro Jahr 

und zusätzlich 15.000 € pro Kind - bei einem Kind also bis zu 

90.000 € im Jahr - gewährt. Die Ermittlung des Einkommens 

erfolgt anhand des Durchschnittseinkommens des zweiten 

und dritten Jahres vor dem Antragseingang - für 2018 also 

der Einkommen 2015 und 2016. Der Nachweis des zu ver-

steuernden Haushaltseinkommens muss anhand der Einkom-

mensteuerbescheide des Finanzamts nachgewiesen werden. 

Liegt kein Einkommensteuerbescheid vor, ist die Erstellung 

rechtzeitig beim zuständigen Finanzamt zu beantragen. 

 

Der Zuschuss in Höhe von 1.200 € je Kind und Jahr wird über 

10 Jahre ausgezahlt. Eine Familie mit einem Kind erhält einen 

Zuschuss über 10 Jahre von insgesamt 12.000 €, bei 2 Kin-

dern 24.000 € usw. Gewährt wird das Baukindergeld rückwir-

kend ab dem 1.1.2018. 

 

Neubauten sind förderfähig, wenn die Baugenehmigung zwi-

schen dem 1.1.2018 und dem 31.12.2020 erteilt worden ist. 

Nach dem jeweiligen Landesbaurecht sind nur anzeigepflicht-

ige Vorhaben förderfähig, wenn die zuständige Gemeinde 

nach Maßgabe der jeweiligen Landesbauordnung durch die 

Bauanzeige Kenntnis erlangt hat und mit der Ausführung des 

Vorhabens zwischen dem 1.1.2018 und dem 31.12.2020 

begonnen werden durfte. Beim Erwerb von Neu- oder Be-

standsbauten muss der notarielle Kaufvertrag zwischen dem 

1.1.2018 und dem 31.12.2020 unterzeichnet worden sein. 

 

Bitte beachten Sie! Anträge können seit dem 18.9.2018 

über die KfW ausschließlich online unter www.kfw.de/info-

zuschussportal gestellt werden. Der Antrag muss mindestens 

drei Monate nach dem Einzug in das selbst genutzte Wohnei-

gentum gestellt werden. Ist der Einzug im Jahr 2018 vor dem 

18.9.2018 erfolgt, kann der Zuschussantrag noch bis zum 

31.12.2018 gestellt werden. Für das Baukindergeld ste-

hen Bundesmittel in festgelegter Höhe zur Verfügung. 

Der Zuschuss wird demnach nur so lange gewährt, 

wie Mittel vorhanden sind. Ein Rechtsanspruch auf 

Baukindergeld besteht nicht. Interessierte Steuerpflichti-

ge sollten daher den Antrag auf Gewährung des Baukinder-

geldes so schnell wie möglich stellen! 

 

 

 

 

 

 

 

 



Sonstiges 
 
Schwankende Online-Preise - "Dynamic 

Pricing" 
  

Immer mehr Verbraucher kaufen Produkte im Internet. Verwunderlich ist, dass sich 

die Preise für ein und dasselbe Produkt häufig ändern. Dabei spielen viele Faktoren 

eine Rolle, welcher Preis dem Verbraucher online angezeigt wird. Angebot und 

Nachfrage sind sicherlich die Hauptfaktoren, aber teilweise entscheidet auch die 

Tageszeit den angezeigten Preis. Dann macht es einen Unterschied, ob man am 

Vormittag oder etwa nachts im Netz nach bestimmten Waren oder Angeboten sucht. 

Ferner kann das verwendete Gerät oder auch der Wohnort Einfluss nehmen. 

 

Nach einem bestimmten Algorithmus passen die Händler ihre Preise an den Markt 

und an das Kundenprofil individuell an. Über Cookies beispielsweise kann ein Online-

Shop nachverfolgen, für welche Produkte und wie lange sich jemand dafür interes-

siert. Teilt der Verbraucher das Produkt häufig in den sozialen Netzwerken, zahlt er 

sicherlich mehr. 

 

Folgende Punkte sollten beim Online-Kauf beachtet werden: 

 Preisbeobachtung - vor allem auch zu unterschiedlichen Tageszeiten. 

 Vorsicht ist geboten, wenn zusätzlich zu einem herabgesetzten oder besonders 

preisgünstigen Produkt noch weitere Artikel bestellt werden sollen. 

 Angebot mit mehreren verschiedenen Browsern ansehen. Dabei ist wichtig, dass 

beim zweiten Browser keine Cookies gespeichert sind, die eine Rückverfolgung 

zulassen. Unter dem Menü "Einstellungen" kann man die Cookies im Browser lö-

schen. 

 Im eingeloggten Zustand sollte nicht im Online-Shop gesucht werden, da der 

Händler ansonsten die Kaufvorlieben problemlos analysieren und die Preise ent-

sprechend anpassen kann. 

 Hinweise auf den Wohnort erhält der Händler über die IP-Adresse des Endgerä-

tes. Liegt der Wohnort in einer wohlhabenden Region, lässt das Rückschlüsse auf 

die Finanzkraft zu. Das führt u. U. zu einer Preisanpassung "nach oben". Mit ei-

nem VPN-Dienst kann die Internetverbindung verschlüsselt werden und die IP-

Adresse bleibt verborgen. 


